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Nicht nur die SBB stossen laufend Immobi-
lien ab, die dem Volk gehören. Auch andere 
Staatsbetriebe und der Bund haben im ver-
gangenen Jahrzehnt zahlreiche Grundstücke 
an kommerzielle Anleger verkau!.
THOMAS SCHLITTLER (TEXT)  
 UND PETER GERBER (FOTO)

Boden lässt sich nicht vermeh-
ren – und ist deshalb eine luk-
rative Kapitalanlage. Schon 

Mark Twain (1835–1910) schrieb: 
«Kauft Land! Gott erscha!t keines 
mehr!» Bund und staatsnahe Be-
triebe scheinen von der Weisheit 
des US-Schriftstellers nie gehört zu 
haben – sie stossen laufend Land 
und Liegenschaften ab.

Vor zwei Wochen berichtete 
SonntagsBlick, dass die SBB unter 
ihrem CEO Andreas Meyer Immobi-
lien für 1,5 Milliarden Franken ver-
kauft haben. Recherchen zeigen 
nun: Auch Post, Swisscom, ETH, 
Ruag, Armee sowie das Bundes-
amt für Bauten und Logistik ver-
äusserten Boden und Immobilien 
im Wert von Tausenden Millionen 
Franken. Ihre Erträge aus Land- und 
Liegenschaftsverkäufen von 2008 
bis 2017 summieren sich auf 2,743 
Milliarden Franken (Liste rechts).

Zwar floss die astronomische 
Summe in die Kassen von Bund und 
staatsnahen Betrieben. Von künfti-
gen Mieterträgen und der Wertstei-
gerung dieser Immobilien aber pro-
fitieren andere. Wer genau, ist völ-
lig unbekannt. Niemand weiss, wie 
viele der teuren Grundstücke in der 
Hand von kommerziellen, profit-
orientierten Anlegern sind. Der An-
teil dürfte aber beträchtlich sein.

Die Post, deren Immobilienport-

folio heute 25 Prozent weniger 
wert ist als vor zehn Jahren, teilt 
mit: «Die Käuferstruktur erheben 
wir nicht, da sie für das Portfolio 
keinen Mehrwert bringt.» Auch 
dem Bundesamt für Bauten und 
Logistik fehlt der Überblick:  
«Wir führen keine Statistik, wie 
viel Prozent an Gemeinden, Städ-
te und Kantone gingen.»

Einzig die Armee wagt eine 
Schätzung. «Rund 50 bis 60 Pro-
zent der Verträge werden mit der 
ö!entlichen Hand und Nichtregie-
rungsorganisationen abgeschlos-
sen», sagt eine Sprecherin. Auch 
sonst scheint die Armee mit ihren 
Immobilien am sorgfältigsten um-
zugehen: Gebäude und Anlagen, 
die für den Bund von längerfristi-
gem Interesse sind, würden wenn 
möglich im Baurecht abgegeben.

Die Verordnung über das Immo-
bilienmanagement schreibt vor, 
dass Kantone und Gemeinden ein 
Vorkaufsrecht haben, wenn der 
Bund oder die ETH Liegenschaf-
ten abstossen. Dabei soll der Ver-
kauf «grundsätzlich zu Marktprei-
sen» erfolgen. Dieser Zusatz hat zur 
Folge, dass Bundesimmobilien re-
gelmässig in private, gewinnorien-
tierte Hände geraten – selbst wenn 
eine Gemeinde Interesse bekundet. 
«Zu Marktpreisen» bedeutet in der 
Realität «an den Meistbietenden».

Michael Aebersold (55), SP-Fi-
nanzdirektor der Stadt Bern, kann 
davon ein Liedchen singen. 2017 

stand das altehrwürdige Gebäude 
der Alkoholverwaltung, an bester 
Lage mitten in Bern gelegen, zum 
Verkauf. Die Stadt wollte auf dem 
Grundstück gemeinnützige Woh-
nungen bauen und bot dem Bund 
18 Millionen Franken. Dann erhielt 
eine Luzerner Immobilienfirma 
den Zuschlag – sie o!erierte fast 
das Doppelte.

Aebersold ärgert sich: «Statt be-
zahlbare Wohnungen für alle Be-
völkerungsschichten entstehen auf 
dem Grundstück nun teure Busi-
ness-Apartments.» Damit lässt sich 
naturgemäss deutlich mehr Geld 
verdienen als mit gemeinnützigen 
Wohnungen. Deshalb ist es logisch, 
dass die Immobilienfirma – die 
künftigen Mieteinnahmen bereits 
einkalkuliert – deutlich mehr Geld 
bieten konnte als die Stadt. «Das 

Vorkaufsrecht von Gemeinden 
und Kantonen verkommt so zur 
Farce!», sagt Aebersold.

Trotz dieser Kritik will der Bun-
desrat an der heutigen Praxis fest-
halten. In der Antwort auf eine In-
terpellation schrieb er Ende No-
vember: «Aufgrund der Zusam-
mensetzung der Immobilienport-
folios sind Desinvestitionen der 
Bau- und Liegenschaftsorgane 
nicht dafür geeignet, wohnpoliti-
sche Ziele zu fördern.»

Und weiter: «Die Immobilien-
portfolios könnten von ihrer Nut-
zung, ihrer Lage und ihrer Grösse 
her nur einen marginalen und kan-
tonal unausgeglichenen Beitrag 
zur Erreichung von wohnpoliti-
schen Zielen des Bundes leisten.» 

Mit anderen Worten: Der Bun-
desrat will auch in Zukun" nicht 

Ö!entliche Hand ve rkau
Grundstücke im We rt 
von über 2,7 Mrd

Bund und Staatsbetriebe betätigen sich als Makler

Berns Finanzdirektor Michael 
Aebersold zog bei einem  
Liegenschaftsverkauf des 
Bundes den Kürzeren. 

SP-Nationalrätin Jacqueline 
Badran: «Der Bundesrat be-
geht mit seinem Vorgehen 
Verfassungsbruch!»
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auf einmalige Gewinne aus Im-
mobilienverkäufen an den Höchst-
bietenden verzichten. Dass Volks-
vermögen so für immer in die Hän-
de privater, gewinnorientierter Im-
mobilienfirmen wandert, scheint 
der Landesregierung egal zu sein.

Nationalrätin Jacqueline Badran 
(56) beschäftigt sich seit Jahren in-
tensiv mit der Wohn- und Baupoli-
tik des Landes. Sie hält die Immo-
bilienpolitik des Bundes für mehr 
als unverantwortlich: «Der Bun-
desrat begeht mit seinem Vorgehen 

Verfassungsbruch!» Die Zürcher 
Sozialdemokratin beruft sich dabei 
auf Artikel 108 der Bundesverfas-
sung. Der schreibt vor: «Der Bund 
fördert den Wohnungsbau, den  
Erwerb von Wohnungs- und Haus-
eigentum, das dem Eigenbedarf 
Privater dient, sowie die Tätigkeit 
von Trägern und Organisationen 
des gemeinnützigen Wohnungs-
baus.» Des Weiteren müsse er «die 
Bescha!ung und Erschliessung von 
Land für den Wohnungsbau, die 

Rationalisierung und die Verbilli-
gung des Wohnungsbaus sowie  
die Verbilligung der Wohnkosten» 
unterstützen.

Badran kritisiert nicht nur den 
Bundesrat, sondern auch die  
Finanzdirektoren der Städte, Ge-
meinden und Kantone. «Sie müs-
sen zum Verkauf stehende Grund-
stücke um jeden Preis erwerben. 
Langfristig zahlt sich Grundbesitz 
immer aus. Immer!» Den Ein-
wand,  die ö!entliche Hand kön-
ne sich das gar nicht immer leis-
ten, lässt Badran nicht gelten: 
«Beim Kauf von Immobilien gibt 
man erstens kein Geld aus, son-
dern schichtet nur das Vermögen 
um. Und zweitens hat man Erträ-
ge. Zudem ist Liquidität für die öf-
fentliche Hand in der Schweiz nie 
ein Problem!»  z
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So titelte Sonn-
tagsBlick am  
25. März 2018.

Das repräsenta-
tive Gebäude 

der Alkoholver-
waltung ging an  
einen kommer-
ziellen Anleger 

– nicht an die 
Stadt Bern.

Immobilien-
verkäufe  
zwischen  
2008 und 2017
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Die Bahn buhlt im Internet um Käufer – viele 
Grundstücke und Gebäude gehen an kommerzielle
Privatanleger.
Und der Bundes-rat schaut weg.

THOMAS SCHLITTLER

D ie SBB besitzen 94,4 Millio-nen Quadratmeter Land. Das ist mehr als die Fläche des Zürichsees, zweieinhalb Mal der Kanton Basel-Stadt. Damit ist die Bahn der grösste Grundbesitzer der Schweiz. Und weil sich der Konzern in der Hand des Bundes befi ndet, gehören diese Ländereien letztlich dem Volk – also uns allen!Doch der Land- und Immobilien-besitz der SBB wird Jahr für Jahr kleiner. Denn die Bundesbahnen vermieten ihre Immobilien nicht nur, wie zum Beispiel an der Zür-cher Europaallee, sie stossen auch laufend Grundstücke und Objekte ab. Allein 2017 haben die SBB Im-mobilien im Wert von 203,7 Millio-nen Franken veräussert. So steht es im neusten Geschäftsbericht, der diese Woche verö! entlicht wurde.Immobilienverkäufe in dieser Grössenordnung sind bei den SBB keine Seltenheit. SonntagsBlick-Berechnungen zeigen: Seit CEO Andreas Meyer 2007 das Ruder übernahm, haben die SBB Grund-stücke im Wert von über 1,5 Mil-liarden Franken abgestossen (sie-he Grafi k).
Die Verkäufe haben massgeblich dazu beigetragen, die jeweiligen Jahresergebnisse aufzuhübschen. Es könnte sogar sein, dass das Ta-felsilber verscherbelt wurde, um 

kurzfristige, eventuell Bonus-rele-vante Ziele zu erreichen.Das Geld aus den Immobilienver-käufen blieb zwar im System Bahn. Mit den Erträgen wurde der Unter-halt der Bahninfrastruktur fi nan-ziert und die SBB-Pensionskasse saniert – wie vom Bundesrat gefor-dert. Dennoch stellt sich die Frage: Wäre es nicht nachhaltiger, wenn die SBB alle ihre Immobilien be-halten und vermieten würden? Warum setzt man nicht vollständig auf kontinuierliche, ewig sprudeln-de Mieterträge statt auf einmalige Verkaufserlöse? Schliesslich stei-gen die Immobilienpreise in der Schweiz seit Jahrzehnten. Und so-lange die Bevölkerung weiter-wächst, dürfte das auch so bleiben.Die Zürcher Nationalrätin Jacqueline Badran (56) hält die Immobilienverkäufe der SBB für skandalös. Insbesondere stört die Sozialdemokratin, dass viele Im-mobilien an kommerzielle Privat-anleger verkauft werden. Badran: 

«Das ist eine Ver-
untreuung von Volksvermö-
gen!» 

Das ist ein 
harter Vorwurf. 
Aber wechselten die Immobilien im Milliardenwert, die unter Meyers Ägide bisher verkauft wurden, tat-sächlich vom ö! entlichen in priva-ten Besitz? Die SBB geben dazu keine detaillierten Zahlen heraus. «Die Kommunikation über die Ge-schäfte liegt in den Händen der Käufer, deshalb nennt die SBB kei-ne Namen, sondern nur Orte und Verkaufsvolumen», sagt Sprecher Daniele Pallecchi. 
Allerdings ist bekannt, dass ein beträchtlicher Teil der SBB-Immo-bilien an kommerzielle Private ver-kauft wurde: Der Hauptsitz in Bern-Wankdorf zum Beispiel geriet 2015 in die Hände der Pensimo Ma-nagement AG. Ihre Büros im West-link Plaza in Zürich-Altstetten tra-ten die SBB 2016 an die Basler Ver-

sicherungen ab. Und das altehr-würdige Gotthardgebäude in Lu-zern gehört seit einigen Monaten der börsenkotierten Investmentge-sellschaft Swiss Prime Site.Auch die Grundstücke, die 2017 veräussert wurden, gingen gröss-tenteils an Private. SBB-Sprecher Pallecchi: «In Genf verkauften wir mehr als 100 000 Quadratmeter für kommerzielle Nutzungen an private Schweizer Versicherungs- und Immobilienunternehmen so-wie einen lokalen Entwickler.»Genau solche Verkäufe sind Jacqueline Badran ein Dorn im Auge. Sie hat deshalb zusammen mit anderen die Volksinitiative für «Mehr bezahlbare Wohnungen» lanciert. Die verlangt unter ande-

So verkaufen die SBB unser Land

CEO Andreas Meyer hat Immobilien im Wert  von 

Der Chef hat gut lachen: Mit Immobilienverkäufen verschö-
nert Andreas Meyer Jahr für Jahr sein Geschäftsergebnis.

Der Chef hat gut lachen: Mit Immobilienverkäufen verschö-

Aber wechselten die Immobilien im Milliardenwert, die unter Meyers sicherungen ab. Und das altehr-

«Wir bieten laufend interessante Objekte und Liegenschaften zum Verkauf an»
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rem, dass Kantone und Gemeinden ein Vorkaufsrecht haben, wenn bundesnahe Betriebe wie die SBB Grundstücke verkaufen wollen.Die SBB lehnen diesen Vor-schlag ab. «Die Initiative verfolgt zwar nachvollziehbare Anliegen, wir halten sie aber für die falsche Lösung», so Pallecchi. Das geforder-te Vorkaufsrecht würde primär für Unsicherheiten und zusätzliche Bü-rokratie sorgen, ohne dem preis-günstigen Wohnungsbau zu nutzen.Die SBB wollen ihre Immobilien also weiterhin auch an Private ver-kaufen können. Das bringt höhere Erträge. Unterstützt werden sie da-bei vom Bundesrat, der die Volks-initiative für «Mehr bezahlbare 

Wohnungen» diese Woche zur Ab-lehnung empfohlen hat. Die Lan-desregierung begründet das unter anderem mit folgendem Satz: «Grundstücke der SBB werden in aller Regel nicht veräussert.»Nur: Wie kommt der Bundesrat zu dieser Aussage? Weiss in Bern niemand, wie viele Grundstücke die SBB in den vergangenen Jahren veräussert haben? Oder hält man 1,5 Milliarden Franken aus Immo-bilienverkäufen für Peanuts?Ernst Hauri, Direktor des Bun-

desamts für Wohnungswesen, hat die Botschaft des Bundesrats ver-fasst. Von SonntagsBlick mit der be-merkenswerten Aussage konfron-tiert, räumt Hauri ein: «1,5 Milliar-den Franken sind eine beeindru-ckende Zahl. Diese Grössenord-nung überrascht mich. Vor diesem Hintergrund ist die Formulierung sicherlich unglücklich.»An der ablehnenden Haltung zur Volksinitiative ändert sich aber trotz dieses Eingeständnisses nichts. Immerhin stellt SBB-Spre-

cher Pallecchi in Aussicht, dass man mittelfristig weniger Areale veräussern werde und sie vermehrt selbst entwickeln wolle.Auf der Homepage von SBB Im-mobilien ist von diesem Sinneswan-del noch nichts zu spüren. Dort frohlocken die Bundesbahnen: «Mittelfristig bringen wir Objekte und Areale mit einem Verkaufsvo-lumen von circa 1,6 Milliarden Franken auf den Markt.» Der Ausverkauf geht weiter.  z
X Kommentar, Seite 27

So verkaufen die  unser Land

hat Immobilien im Wert  von 1,5 Milliarden Franken abgestossen

Der SBB-Hauptsitz in Bern-Wankdorf gehört seit 2015 der Zürcher Pensimo Management AG.

Ihre Büros im Westlink Plaza von Zürich-Altstetten traten die SBB 2016 an die Basler Versicherungen ab.
Das altehrwürdige Gotthard-Gebäude in Luzern gehört 
seit 2016 der Investmentgesellschaft Swiss Prime Site.

 abgestossen

Der SBB-Hauptsitz in 

Quelle: SBB   © Blick Grafik

SBB-Immobilienverkäufe unter Andreas MeyerErträge aus Verkäufen in Millionen Franken. Total: 1548 Mio. Fr.
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Das altehrwürdige Gotthard-Gebäude in Luzern gehört 

Ihre Büros im Westlink Plaza von Zürich-Altstetten Das altehrwürdige Gotthard-Gebäude in Luzern gehört 
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